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Inhalt: Alles verhindert werde, was ſowohl dem allgemeinen, als dem Privat— 
992 e le nachtheilig fein könne. Die Gegenſtände des polizeilichen Wirkungs⸗ 

ei e den geſetzlichen Grundlagen des Begriffes Ehren— woh a eg 85 ö a: a 
Nur fe 1339 a. b. G. B. Eine hiſtoriſch⸗kritiſche Unterſuchung kreiſes werden ſohin eingetheilt in: a) Civil⸗, b) Criminal- und 


von Wenzel Trümmel, k. k. Polizeicommiſſär in Prag. (Fortſetzung.) c) insbeſondere ſogenannte Polizei-Gegenſtände. Ad a) In dieſer Be- 
Mittheilungen aus der Praxis: ziehung iſt die Polizei keine Behörde, „aber kleinere Vorfälle, die zu 
Beſitzſtbrungsklage der Stadtgemeinde Wien gegen die Wiener Tramwaygeſellſchaft. Klagen und Entſcheidungen gelangen, ſolche alſo, welche auf der Stelle 
Geſetze und Verordnungen. abgethan werden können, z. B. Schmähhändel, geringe Schlägereien 
Perſonalien. ſohne Verwundung, auch andere Angelegenheiten zwiſchen Parteien, 
Erledigungen. inſoferne hiebei von Ab- und Zuerkennen eines Eigenthums oder Rechtes 


— —— = die Frage nicht einſchlägt, Sollen von den Bezirksdirectoren geſchlichtet 
8 0 werden.“ Die Polizeibehörde kann weiters über Einwilligung der Par— 
Zur Frage nach den geſetzlichen Grundlagen des Be- | teien ſchriftliche Vergleiche mit Rechtsfolgen ſchließen. Ad b) Die 
Ann (FE rs N 1330 8 Polizeidirectionen haben in ihren Bezirken bei Criminalfällen und in 
griſſes Ehrenkränkung nad) 8 1339 a. b. G. B. Auſehung der Verbrechen dasjenige genau zu leiſten, was wegen vor— 
Eine hiftoriſch⸗kritiſche Unterſuchung von Wenzel Trummel, k. k. Polizei- läufiger Einleitung zu dem Criminalverfahren in den vier erſten Haupt- 


commiſſär in Prag. ſtücken der (damals geltenden Joſephiniſchen) allg. Eriminalgerichts-Ordnung 
(Sortfekung.) überhaupt den Obrigkeiten aufgetragen wird: Erhebung des That— 


beſtandes, Ausforſchung, Verfolgung, Verhaftung, vorläufige Vernehmung 
und Einlieferung des Thäters. Ack e) Die Aufzählung der insbeſondere 
5 . m 5 ſogenannten Polizeigegenſtände bewegt ſich ungefähr in denſelben Kreiſen, 
vom 19. Auguſt 1789, der mit dem niederöſterreichiſchen Regierungs- wie die oben angeführte Inſtruction vom 19. Auguſt 1789 und läßt 
decrete vom 1. November 1791 kundgemachten Polizeiordnung für ſich füglich in folgende Schlagworte kurz zuſammenfaſſen: Aufſicht auf 
Wien, welche mit wenigen Modificationen auch in den Provinzial: Sanitätsanſtalten und ihre Organe; Mitwirkung bei der Geſundheits⸗— 
hauptſtädten in Anwendung kam, dann in dem Directorial-Hofdeerete polizei überhaupt; Aufſicht auf Dienſtboten, arbeitsloſe Individuen, Bettler; 
vom 11. Juli 1796 (J. G. S. Nr. 304) und ſchließlich in dem Beobachtung der Bevölkerungsbewegung; Paß⸗, Meldungs⸗ und Fremden— 
Hofdeerete vom 30. September 1806 (3. G. S. Nr. 787) weſen; Mitwirkung bei Feuersgefahren, Vorſorge bei Unglücksfällen; 
enthalten.) 4 Handhabung öffentlicher Ordnung; Straßenpolizei; Aufſicht bei befon- 
Was nun zuerſt die angezogene Amtsinſtruction vom 19. Auguſt deren Anläſſen, bei Schauſpielen, Feierlichkeiten u. ſ. w., Wahrung des 
1789 betrifft, ſo enthält dieſelbe zuerſt ein Verzeichniß der weſentlichen öffentlichen Anſtandes; Handhabung der Cenſurvorſchriften; Sittenpolizei 
Gegenſtände, welche die Polizeiämter in den Hauptſtädten ausſchließend im Allgemeinen; Wachſamkeit gegen bedenkliche und gefährliche Zuſammen— 
zu behandeln haben und bei welchen die Magiſtrate nur ſecundär ein- künfte. 7) 
treten. Allein das Strafrecht in Injurienhändeln wird darin nicht Aus dem Dargeſtellten leuchtet klar hervor, daß damals die 


aufgeführt. Polizei in Injurienhändeln gar kein Richteramt zu üben h i 
ie e 4 ( j 3 atte, indem 
ö Die Polizeiordnung vom 1. November 1791 behandelt ihr nur das Recht, bezw. die Pflicht oblag, derlei Streitigkeiten zu 
im 1. Abſatze den Organismus der Polizei-Oberdirection in Wien; im ſchlichten“, alſo lediglich die Parteien zu vergleichen Auch a 
f 10 5 N u N „ 5 7 5 J ® 
“ Fin; 4 Gegenftände, 9946 0 m, wa . e nicht überſehen werden, und das werde ich noch weiter unten zur 
KR: Blake 8 Grenzen al ve 55 Bo izei überhaupt Sprache bringen, daß dieſe Thätigkeit der Polizeibehörde als ein 
und den Polizeidirectionen insbeſondere eingeräumt ſind und im 4. Ab⸗ Civilgegenſtand bezeichnet wird, woraus folgt, daß von einem eigent- 
ſatze endlich die vorzüglichen Verrichtungen der Beamten nach ihrer lichen Strafamte hier nicht geſprochen werde ae 1 
Verbindung im Ganzen und gleichſam unmittelbar bei der Ausübung. Was A Was Director d s fderret pont A r 1798 
i bſatz beginnt mit dem Grundſatze, daß der K 5 8 rec = I 
N a me ierten 1 A 1515 n den betrifft, welches in Verbindung mit dem Hofdecrete vom 30. September 
ü anf da Getmufe Gobde, Be | 304,2 Fbanent dr pecien Srafumipfen, Ai, a ut 
Ordnung und Sicherheit, dann der öffentliche Anſtand gehandhabt und den Cörteeliollsſtrafe und def anche wel en Säle, wo der fen 
Ueber Entwickelung des Organismus und des Wirkungskreiſes der k. k. liche Ruheſtand eine ſchnelle und abſchreckende Strafe augenblicklich nöthig 

Polizeibehörden in Oeſterreich (mit Ausſchluß Ungarns) vergleiche den intereffanten | ———— 
Artikel des k. k. Miniſterialrathes M. Ritter von Ratzenhofer in Lienbacher's ) Lienbacher, „Oeffentliche Sicherheit“, 1869, Nr. 3, in der erwähnten 
„Oeffentliche Sicherheit“, J. 1869, Nr. 3 ff. Abhandlung Ratzenhofer's. 


Die den Umfang der Amtswirkſamkeit und Strafcompetenz der 
Polizeibehörden feſtſetzenden Beſtimmungen find in der Amtsinftruction 


macht, nur in jenen Raufhändeln, bei denen keine in dem Straf⸗ 
geſetze zum Berbrechen gerechnete Gewaltthätigkeit unterlaufen iſt, wie 
auch in jenen geſetzwidrigen Handlungen, die weder durch das 
Strafgeſetz, noch durch eigene politiſche Verordnungen einer politiſchen 
oder einer Gerichtsbehörde zugewieſen ſind, die Unterſuchung und Be⸗ 
ſtrafung damals gebühren, wenn der Thäter auf der That ergriffen 
worden, oder derſelben geſtändig iſt und das Geſetz die Strafe 
darüber ſchon beſtimmt hat. In allen übrigen Fällen ſoll ſich 
die Polizei in keine Aburtheilung einmengen.“ 

Schließlich iſt noch das Hofdeeret vom 30. September 1806, 
J. G. S. Nr. 787, anzuführen. Durch dasſelbe wurde nämlich eine 
Anzahl von im Strafgeſetzbuche ex 1803 enthaltenen Uebertretungen 
der Competenz der ſonſt hiezu berufenen politiſchen Behörden, welche 
zugleich als richterliche Organe functionirten, entzogen und den Polizei⸗ 
behörden zur Amtshandlung zugewieſen. Zum Schluſſe heißt es nun 
darin: „Ferner haben Seine Majeſtät in gerechteſter Erwägung des 
Mißverhältniſſes zwiſchen den in dem Strafgeſetze auf ſchwere Polizei⸗ 
übertretungen verhängten gemäßigten Strafen und denjenigen, welche 
nach den bisherigen Verordnungen auf Vergehen derſelben Gattung, z. B. 
Trunkenheit, Betteln u. dgl., ob fie gleich noch durch Umſtände die 
Eigenſchaſt von ſchweren Polizeiübertretungen nicht erhalten haben, an 
ſich alſo geringere Uebertretungen ſind, ſtrenger beſtimmt waren, 
um eine ſo auffallende Nichtübereinſtimmung nicht länger beſtehen zu 
laſſen, den politiſchen Behörden vorſehungsweiſe und bis über das 
Verhältniß der Strafen nach den Stufen der Uebertretungen etwas 
Näheres beſtimmt wird, ſogleich dermalen vorzuſchreiben geruht: daß 
nämlich bei Uebertretungen dieſer Art diejenige Strafe für 
die größte anzunehmen ſei, welche die geringſte iſt, wenn dieſe 
Handlung in der Eigenſchaft einer ſchweren Polizeiübertretung 
zu beftrafen wäre.“ Dieſes Hofdeeret beſtimmt alſo die Art und 
Weiſe, wie die Strafe für politiſche Vergehen bemeſſen werden ſoll, 
wenn ſie in dem bezüglichen Geſetze oder Verordnung, womit die fragliche 
Handlung für ſtrafbar erklärt wird, nicht ausgedrückt erſcheint, alſo 
arbiträr zu verhängen war. Die Anwendung jener geſetzlichen Beſtimmung 
auf einen ſpeciellen Fall ſetzt demnach die Exiſtenz einer Verordnung 
voraus, welche eine gewiſſe Handlung oder Unterlaſſung als ungeſetzlich, 
verboten, daher ſtrafbar bezeichnet. 

Wenden wir das Geſagte auf unſeren Fall an, ſo iſt klar, daß 
damals Injurien, wie fie der $& 1339 a. b. G. B. im Auge hat, 
ſoweit auf dieſelben die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches ex 1803 
keine Anwendung fanden, im Grunde der ausdrücklichen Satzungen 
der noch in Geltung ſtehenden Provinzialſtatute (Laudesordnung, Stadt- 
rechte, tractatus de jur. incorp.) vertreten, daher ſtrafwürdig erſcheinen. 
Doch gebührte das Strafrichteramt den politiſchen, nicht aber den 
Polizeibehörden. Letztere hatten (nach dem tract. de jur. incorp. 
tit. III, § I) lediglich die Rumor-⸗ und Raufhändel, welche ſich außer 
des Dachtropfen und Haushofes auf Gaſſen und Straßen, in und außer 
dem Dorfe zutragen und nicht landgerichtsmäßig ſind, abzuhandeln und 
zu beſtrafen.“ (Vgl. das vorcitirte Hofdecret vom 11. Juli 1796.) 
Während alſo über die eigentlichen Ehrenbeleidigungsklagen, welche auf 
Grund der Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches ex 1803 bei den 
hiezu berufenen Strafgerichtsbehörden erhoben wurden, das Verfahren 
nach Vorſchrift des II. Theiles des Strafgeſetzes über ſchwere Polizei⸗ 
übertretungen ſtattfand, wurde über geringere Injurien, welche eben 
nur in den Provinzialſtatuten vorgeſehen waren, gemäß § 15 der 
allg. Ger.⸗Ord. nach Art von Civilrechtsſtritten verhandelt, wobei 
allerdings nach dem dermaligen Organismus unſerer Behörden in ſolchen 
Fällen wieder die nämlichen Perſonen einſchritten, wie im Verfahren 
gegen die einer ſchweren Polizeiübertretung Beſchuldigten. 

Als man nun an die Schaffung eines für alle Kronländer 
gemeinſamen Civil⸗ und Strafrechtes ging, ſuchte man bei Bearbeitung 
der ſtrafrechtlichen Materie über Ehrenbeleidigungen und Ehren⸗ 
händel zunächſt die in den Provinzialſtatuten begründete Anomalie 
eines doppelten Verfahrens mittelſt Civil⸗ und Strafklage wenigſtens 
in Ehrenbeleidigungsſachen zu beſeitigen. Wir finden daher in dem 
erſten hervorragendſten Codificationswerke, das unter dem Namen 
Codex Theresianus bekannt iſt, den Grundſatz ausgeſprochen, daß 
der im Strafproceſſe Losgeſprochene nicht mehr civilrechtlich belangt 
werden könne und daß in Ehrenbeleidigungsſachen überdies ſchon die 
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Einleitung des Strafverfahrens das ſpätere Betreten des Civilrechtsweges 


und umgekehrt die Civilklage die Strafanzeige ausſchließe. 


Cap. XXI, § 8 Nr. 66 und 68 des Cod. Th.) Die in den meiſten 
Landesrechten auf Injurienhändel ſtatuirte Privatgenugthuungs⸗ 
ſtrafes), welche nach dem böhmiſchen Rechte die Natur einer reinen 
Privatſtrafe hatte, daher die darauf abzielende Klage als eine Pöual⸗ 
und nicht als eine Entſchädigungsklage aufgefaßt werden muß, wurde 
noch beibehalten. 

Einen weiteren Schritt in der Beſeitigung erkannter Uebelſtände 
machte der Entwurf eines allg. bürg. Geſetzbuches, welcher mit Patent 
vom 13. Februar 1797 zunächſt in Weſtgalizien als Geſetz in Wirkſamkeit 
getreten und unter dem Namen „weſtgaliziſches b. Geſetzbuch“ bekannt 
iſt. Dasſelbe beſeitigte einfach die bisher auf Injurienhändel geſetzte 
Privatgenugthuungsſtrafe, indem es im $ 450 die Beſtimmung 
traf, daß der Injurient mit Aus ſchluß des im Civilproceſſe üblichen 
contradictoriſchen Verfahrens nach gepflogener gerichtlicher Unterſuchung 
von dem Civilrichter mit Arreſt-, Geld- oder anderen Strafen ge⸗ 
züchtigt werden ſoll. Hiemit wurde den nicht ſelten unheilvollen Injurien⸗ 
proceſſen ein Ende gemacht und zugleich für deren Austragung eine 
einheitliche ſeſte Baſis geſchaffen. Was aber als Injurie zu behandeln 
und auf die ſoeben beſchriebene Art zu beſtrafen fei, darüber enthalten 
die SS 449 und 450 J. c. genaue Beſtimmungen. Hiezu wären noch 
zu vergleichen die 88 414, 415, 416, 417 und 418 ebendaſelbſt und 
die 88 195, 196, 134, 138 und 5 des weſtgaliziſchen Strafgeſetzes 
ex 1796, an deſſen Stelle ſpäter natürlich das allg. Strafgeſetz vom 
3. September 1803 getreten iſt, ohne daß die Anordnung des 8 450 
J. e. hinfällig geworden wäre. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Beſitzſtörungsklage der Stadtgemeinde Wien gegen die Wiener 
Tramwaygefellſchaft. 

Am 9. Februar 1885 brachte die Stadtgemeinde Wien durch 
ihren Vertreter Dr. Theodor Kratky bei dem k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirks⸗ 
gerichte Neubau gegen die Wiener Tramwaygeſellſchaft eine Klage nach⸗ 
ſtehenden Inhaltes ein: „Die gegentheilige Geſellſchaſt hat durch ihre 
Beſtellten heute begonnen, das Pflaſter der Mariahilſerſtraße im Bezirke 
dieſes löbl. Gerichtes zum Zwecke der Schwellen- und Schienenlegung für 
ihr Unternehmen aufzureißen, hat dasſelbe thatſächlich bereits auf einer 
größeren Strecke an dem bezeichneten Orte aufgeriſſen, und fährt fort, 
es aufzureißen, alles dies, ohne die Zuſtimmung der unterzeichneten 
Gemeinde, welcher das Eigenthum der Straße gehört, erwirkt zu haben 
und zu beſitzen.“ Es wurde demnach um das Erkenutniß gebeten, die 
Geſellſchaft habe ſich einer Beſitzſtörung ſchuldig gemacht, habe den 
geſtörten Beſitz ſofort wieder herzuſtellen und ſich der Wiederholung 
eines ſolchen Actes bei einer Geldſtrafe von 1000 fl. für jeden Fall 
zu enthalten und die Gerichtskoſten zu erſetzen. 

Hierüber wurde nach durchgeführter mündlicher Verhandlung, bei 
welcher Dr. Herm. Grünbaum als Vertreter der geklagten Geſellſchaft 
in erſter Linie die Einwendung der Incompetenz erhob, mit Beſcheid 
vom 18. Februar 1885, 3. 3916, zu Recht erkannt: 

Das geſtellte Begehren wird, als zur Amtshandlung des Gerichtes 
nicht gehörig, abgewieſen und hat die klagende Stadtgemeinde Wien der 
geklagten Geſellſchaft die auf 74 fl. 51 kr. ö. W. beſtimmten Gerichts⸗ 
koſten binnen vierzehn Tagen bei ſonſtiger Execution zu bezahlen, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

Die in der Klage behauptete Thatſache, daß die geklagte Geſellſchaft 
in der Mariahilferſtraße, und zwar in dem zum Gerichtsſprengel Neubau 
gehörigen Theile derſelben, gegen die Stiſtscaſerne zu, das Pflaſter zum 
Zwecke der Schienenlegung aufgeriſſen hat, wird von der geklagten 
Geſellſchaft zugegeben, jedoch die Einwendung der Incompetenz erhoben, 
weil die Angelegenheit nicht der Judicatur der Civilgerichte unterliegt, 
ſondern den Verwaltungsbehörden vorbehalten iſt. Dieſe Einwendung 
muß als gegründet angeſehen werden; denn wie die klagende Gemeinde 
ſelbſt angibt, hat die Geklagte jene Handlungen, in welchen eine Beſitz⸗ 
ſtörung behauptet wird, zu dem Zwecke vorgenommen, um den Bau 
einer Pferdebahn durch die Mariahilferſtraße durchzuführen. Hiezu erhielt 
ſie die Conceſſion von Seite des k. k. Handelsminiſteriums mit Erlaß 


) Vgl. hierüber die Ausführungen Pfaff's in der Schrift „Drei Gut⸗ 


) 
(Vgl. | achten“, S. 14 ff., insbeſondere aber S. 16, Anm. 49 und 50. 
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vom 7. Juni 1884, 3. 18.748, im Einvernehmen mit dem Minifterium | Privatrechten mit dem Gemeingebrauche an dieſer Sache verträglich 


des Innern, und zwar laut Beilage Nr. 2, und ſohin auf Grund der 
vorgenommenen politiſchen Begehung die angeſuchte Bewilligung zum 
Baue dieſer conceſſionirten Eiſenbahnlinie laut Erlaſſes der k. k. nieder⸗ 
öſterreichiſchen Statthalterei vom 30. Auguft 1884, 3. 35.309, Bei⸗ 
lage Nr. 4, welche über Recurs der Klägerin von Seite des k. k. 
Handelsminiſteriums mit Erlaß vom 14. November 1884, 3. 35.645, 
Beilage Nr. 5, beſtätigt und der geklagten Geſellſchaſt eröffnet wurde, 
daß nunmehr der Bau der erwähnten Pferdeeiſenbahnlinie begonnen 
werden darf und zur Ausführung ohneweiters gelangen kann, gegen 
welche Entſcheidung die Commune nunmehr lant Beilage Nr. 6 die Be⸗ 
ſchwerde beim Verwaltungsgerichtshofe eingebracht hat. Aus dieſen Thatſachen 
und Belegen geht nun deutlich hervor, daß die vorliegende Angelegenheit 
ausſchließlich zur Competenz der Verwaltungsbehörden gehört. Ob das 
k. k Handelsminiſterium und die k. k. niederöſterreichiſche Statthalterei 
innerhalb ihrer Competenz und unter Berückſichtigung der für die Anlage 


erſcheint (58 311 und 364 a. b. G. B.). Gemäß § 290 a. b. G. B. 
ſind die auf die Verwaltung und den Gebrauch des Gemeindegutes ſich 
beziehenden Abweichungen und beſonderen Vorſchriften in den politiſchen 
Verordnungen enthalten, und in Handhabung dieſer Verordnungen hat 
die politiſche Behörde den Umfang des Gemeingebrauches eines Gemeinde⸗ 
gutes, innerhalb deſſen ein Privatrecht (Beſitz und Eigenthum) weder 
erworben noch ausgeübt werden kann, zu beſtimmen. Indem nun die 
Verwaltungsbehörde (k. k. Handelsminiſterium) der geklagten Geſellſchaft 
die Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Pferdebahn auf der in 
Rede ſtehenden Straße ertheilte (Einredebeilage Nr. 1) und die ſofortige 
Ausſührung des Baues geſtattete (Beilage Nr. 4), hat dieſelbe zugleich 
competenterweiſe ausgeſprochen, daß der Bau und Betrieb dieſer Pferde— 
bahn im Gemeingebrauche der Straße als eines Gemeindegutes enthalten 
ſei. Demzufolge iſt der Erwerb oder die Ausübung eines Privatrechtes, 
wodurch der in den Umfang des Gemeingebrauches fallende Bau oder 


von Tramwaybahnen beſtehenden Beſtimmungen der Allerhöchſten Ent- | Betrieb der Pferdebahn gehindert würde, nach $ 311 a. b. G. B. 


ſchließung vom 25. Februar 1859, H. M. Z. 598, den Bau der 
Tramwaygeſellſchaft in der Mariahilferſtraße geſtattet haben, darüber 
ſteht die Entſcheidung dem ohnehin angerufenen Verwaltungsgerichtshofe 
zu. Die im allgemeinen Eiſenbahnconeeſſionsgeſetze enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Austragung der zwiſchen der Bahnunternehmung und 
den Eigenthümern der zur Bahnanlage gehörigen Gründe ſich ergebenden 
Differenzen können hier nicht angewendet werden, da für dieſe Fälle 
bei Trambahnen beſondere Vorſchriften beſtehen, welche ſich aus der 
Natur der Unternehmung ergeben, indem Tramwaybahnen nur auf 
öffentlichen Straßen innerhalb der Städtegebiete angelegt werden, während 
das Conceſſionsgeſetz vom Jahre 1854 nur die Anlage von Locomotiv— 
bahnen auf Gründen, die ſich im Privateigenthume befinden, zum Gegen 
ſtande hat. Die nach der Allerhöchſten Entſchließung vom 25. Februar 
1859 dem Handelsminiſterium vorbehaltene und endgiltige Entſcheidung 
für Tramwayanlagen bezieht ſich auch auf die in derſelben enthaltene Norm, 
daß jedes Privatrecht und jeder Privatrechtsanſpruch vollkommen unbe— 
ſchädigt zu bleiben habe, und es werden daſelbſt nur die zwiſchen den 
Bauunternehmen und Privaten (nicht Gemeinden) entſtehenden Ent— 
ſchädigungsanſprüche der Behandlung nach dem Civilgeſetze zugewieſen. 
Daß im vorliegenden Falle die competenten politiſchen Behörden die 
Vorſchrift der Allerhöchſten Entſchließung vom 25. Februar 1859 
befolgt haben, geht aus dem Protokolle, Beilage Nr. 3, hervor. Auch 
über die Benützung der Straße zum Tramwayverkehre liegt nicht ein 
Diſſens bezüglich des Beginnes, ſondern nur bezüglich der Dauer vor, 
indem die Gemeinde wohl die Benützung bis zum Jahre 1903 geſtatten, 
nicht aber über dieſe Zeit für die weitere Conceſſionsdauer zulaſſen will. 
Ob dieſe Abweichung bezüglich der Benützungsdauer die Verwaltungs 
behörde nach dem Geſetze abhalten mußte, auch den Beginn des Baues, 
rückſichtlich den Bau, bezüglich welchem eine Willenseinigung vorliegt, 
zu bewilligen, kann vom Civilrichter nicht entſchieden werden. Durch 
dieſe Entſcheidung haben die Verwaltungsbehörden nicht das Eigenthum 
der Commune Wien verletzt, ſondern lediglich in ihrer Competenzſphäre 
das Conceſſionsrecht ausgeübt, in welchem fie vom Eivilrichter nicht 
überprüft werden können. Da ſomit im gegenwärtigen Falle der den 
Gegenſtand der Beſitzſtörung bildende Grund eine öffentliche Straße, 
ſomit kein unbeſchränktes, ſondern — durch die Zweckbeſtimmung dem 
allgemeinen Gebrauche zu dienen — beſchränktes Eigenthum der Commune 
iſt, da die Obſorge über öffentliche Straßen den politiſchen Behörden 
obliegt und dieſe über die über den gewöhnlichen Gebrauch hinausgehende 
Art der Benützung dieſer Straße entſchieden haben und die Gerichte nicht 
berufen ſind, die von den politiſchen Behörden in ihrem Wirkungskreiſe 
gefällten Eutſcheidungen einer Ueberprüfung zu unterziehen, jo mußte 
der erhobenen Einwendung der Incompetenz ſtattgegeben werden. Die 
Entſcheidung bezüglich der Gerichtskoſten gründet ſich auf den § 24 
des Geſetzes vom 16. April 1874, R. G. Bl. Nr. 69. 

Ueber den dagegen ſeitens der Commune Wien ergriffenen Recurs 
hat das k. k. Oberlandesgericht Wien laut Erlaſſes vom 3. März 1885, 
3. 3692, den erſtrichterlichen Beſcheid beſtätigt, und zwar dies aus 
nachſtehenden Erwägungen: 

Es iſt von beiden Theilen unbeſtritten, daß die Straße, in deren 
Beſitz ſich die klägeriſche Gemeinde geſtört erachtet, ein Gemeindegut 
(Ss 287 und 288 a. b. G. B.) bildet, und daraus folgt, daß dieſelbe 
kein Gegenſtand des rechtlichen Verkehres iſt und demnach nur inſofern 


rechtlich unmöglich. Soll die richterliche Indicatur über die privatrechtliche 
Begründung des Anſpruches, welchen die klägeriſche Gemeinde geltend 
zu machen ſucht, platzgreifen, ſo mußte als nothwendige Prämiſſe feſt⸗ 
geſtellt werden, daß die Benützung der fraglichen Straße zum Baue 
und Betriebe einer Pferdebahn nicht zu geſtatten war, ein Ausſpruch, 
welcher gegenüber der competenten Entſcheidung der Verwaltungsbehörde 
letzter Inſtanz den Gerichten nicht zuſteht. 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe der Stadtgemeinde Wien 
hat der k. k. oberſte Gerichtshof laut Erlaſſes vom 26. März 1884, 
3. 3034 und 3178, keine Folge zu geben befunden. — Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung beruht auf folgenden Erwägungen: 

In der gegenwärtigen Proceßlage iſt nur die Frage zu unterſuchen, 
ob ein Fall vorliege, in welchem der vom Gerichte zu gewähreude Schutz 
des privatrechtlichen Beſitzes angerufen werden kaun. Keinem Zweifel 
unterliegt es, daß die Straße, deren Benützung den Gegenſtand dieſes 
Streites bildet, zu denjenigen Liegenſchaften gehört, welche als öffentliches 
Gut von der Aufnahme in das Grundbuch ausgeſchloſſen ſind, und an 
welchen in Folge deſſen, ſo lange ſie öffentliches Gut bleiben, ein 
dingliches Recht, welches nur durch die grundbücherliche Eintragung 
erworben wird, nicht erlangt werden kann. Ebenſo wenig dürfte es zu 
bezweifeln ſein, daß die Beſtimmung einer Straße, als Mittel des 
allgemeinen Verkehres für Jedermann zu dienen, mit der Bethätigung des 
Willens eines Rechtsfubjectes, dieſe Sache im Sinne des § 309 a. b. G. B. 
als die ſeinige zu behalten, unvereinbar iſt. Als zutreffend iſt es daher zu 
bezeichnen, daß in der von der Klägerin angerufenen, vom k. k. Mini⸗ 
ſterium des Innern mit Verordnung vom 11. December 1850 ertheilten 
Anleitung ſür die Gemeindeverwaltung hervorgehoben wurde, daß Natur 
und Zweck des in der Verwaltung der Gemeinde ſtehenden öffentlichen 
Gutes einen ausſchließenden Gebrauch im Intereſſe der Gemeinde oder 
auch ſelbſt nur der einzelnen Gemeindemitglieder nicht zulaſſen. Hieraus 
erhellt zugleich, daß das öffentliche Gut nicht als ein Object privat— 
rechtlicher Vermögensintereſſen, ſondern als ein Mittel zur Befriedigung 
öffentlicher Intereſſen in Betracht zu ziehen iſt. Die Möglichkeit iſt 
allerdings nicht ausgeſchloſſen, daß in Beziehung auf das allgemeine 
Gut im Allgemeinen und auf Straßen im Beſonderen ſolche Rechts⸗ 
verhältniſſe beſtehen können, welche nach privatrechtlichen Normen zu 
beurtheilen ſind. Die Begründung und die Fortdauer derartiger Ver⸗ 
hältniſſe wird aber immer davon abhängig bleiben, daß ſie mit der 
Beſtimmung des öffentlichen Gutes, dem allgemeinen Gebrauche zu dienen, 
im Einklange ſtehen. Zu einer weiteren Erörterung der Vorausſetzungen, 
unter denen die angedeutete Möglichkeit der Anwendung privatrechtlicher 
Normen eintreten kann, fehlt es hier an jedem Anlaſſe; denn im vor⸗ 
liegenden Streite handelt es ſich nicht um eines der erwähnten Neben⸗ 
verhältniſſe, ſondern um den Hauptzweck der Straße, als Mittel des 
allgemeinen Verkehres zu dienen. Daß die Aufgabe, welche der Stadt 
Wien in Beziehung auf die von ihr zu verwaltenden und zu erhaltenden 
Straßen zugewieſen wurde, öffentlich-rechtlicher Natur fei, läßt ſich nach 
§ 64 des Wiener Gemeindeſtatutes, welcher auch mit der übrigen jetzt 
in Geltung ſtehenden Gemeindegeſetzgebung übereinſtimmt, füglich nicht 
in Zweifel ziehen. Dies geht auch aus den niederöſterreichiſchen Landes⸗ 
geſetzen über das Straßenweſen — auf welche ſich die Klägerin bezogen 
hat — hervor. Die Forderungen, welche die Klägerin aus dieſen Ge⸗ 
ſetzen bezüglich der Abgrenzung der Competenz zwiſchen ſtaatlichen und 


Object des Beſitzes oder Eigenthumes ſein kann, als die Ausübung von autonomen Organen glaubt ableiten zu können, ſetzen ja gerade den 


Beſtand eines öffentlich-rehtlihen Verhältniſſes voraus. Auch die Eifen- 
bahngeſetzgebung Liefert ſprechende Belege dafür, daß die Straßen bei 
der Löſung von Verkehrsfragen nicht als Object privatrechtlicher Ver⸗ 
mögensintereſſen, ſondern als Mittel des öffentlichen Verkehres zu 
würdigen ſind. Von Seiten der Klägerin wird es ſelbſt anerkannt, daß 
öffentliche Straßen nicht einen Gegenſtand der Enteignung bilden können. 
Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Conceſſionirung von Eiſenbahnen 
und über die Enteignung für Eiſenbahnzwecke zeigen eben deutlich, daß 
es ſich bei einer Auseinanderſetzung zwiſchen den Zwecken, welchen eine 
Eiſenbahn, und den Zwecken, welchen eine Straße zu dienen hat, nicht 
um einen Gegenſatz zwiſchen öffentlichen Intereſſen und Privatrechten, 
ſondern um die Ausgleichung zwiſchen verſchiedenen Richtungen des 
öffentlichen Intereſſes handelt, und daß, wenn aus Anlaß dieſer Aus⸗ 
gleichung eine Zahlung zu leiſten iſt, in derſelben nicht das Aequivalent 
eines enteigneten Privatrechtes erblickt werden kann. Beſonders auſchaulich 
wird dies durch die Anorduungen über die der Ertheilung der Bau⸗ 
bewilligung vorhergehenden Erhebungen, welche der Hauptſache nach 
auch im Falle der Anlage von Pferdeeiſenbahnen ſtattzufinden haben, 
gemacht. Dieſe Anordnungen ſtellen die Erhebungen über die Vorkehrungen, 
welche aus Anlaß der Rückwirkungen auf beſtehende Straßen zu treffen 
find, in einer nicht zu verkennenden Weiſe, der Ermittlung der zu ent⸗ 
eignenden Privatrechte gegenüber. Die geſetzlichen Beſtimmungen über 
die Erleichterungen, welche die Anlagen von Localbahnen fördern ſollen, 
ſowie die Anordnungen über die Anlage von Pferdeeiſenbahnen, laſſen 
die Verſtändigung zwiſchen der Unternehmung und denjenigen Organen, 
welchen die Verwaltung einer für die Fahrbahn in Anſpruch genommenen 
Straße zuſteht, als den Hauptgegenſtand der zu pflegenden Verhandlungen 
erkennen. Daß es ſich bei der zu dieſem Zwecke mit autonomen Organen 
anzuſtrebenden Verſtändigung nicht um die Verwerthung einer Straße 
als Vermögeusobject handeln könne, erhellt, abgeſehen von den bereits 
erwähnten Normen über die Behandlung der Straßenfragen, aus der 
Aufſtellung der Geſichtspunkte, welche bezüglich der unter Verwaltung 
des Staates ſtehenden, für Localbahnen 


welche in den erwähnten Geſetzen enthalten ſind, kann es nicht beirren, 
daß in einzeluen Fällen zur Kennzeichnung der Befugniſſe, welche den 
mit der Verwaltung einer Straße betrauten Organen zuſtehen, Begriffe 
herangezogen wurden, welche dem Gebiete des Privatrechtes eigeuthümlich 
ſind. Die öffentlich-rechtliche Natur des Verhältniſſes, in welchem eine 
Gemeinde in Beziehung auf die von ihr hinſichtlich des Straßenweſens 
zu löſenden Aufgabe ſteht, kaun dadurch nicht berührt werden. Als dem 
Gebiete des öffeutlichen Rechtes angehörig muß man weiters die Fragen 
bezeichuen, welche den an einer öffentlichen Straße zuſtehenden Gemein⸗ 
gebrauch treffen. Um eine Frage dieſer Art, und nicht um die Bethätigung 


eines Beſitzwillens handelt es ſich aber in dieſem Streite, welcher dadurch 


hervorgerufen wurde, daß die geklagte Geſellſchaft, geſtützt auf die ihr 
von der Staatsverwaltung gegen die bedingte Einſprache der klagenden 
Gemeinde ertheilte Ermächtigung, die Adaptirung einer Straße zur 
Forderung des Straßenverkehres anſtrebt. Wenn auch das allgemeine 
bürgerliche Geſetzbuch bei der Darlegung der Eintheilung der Sachen 
des am öffentlichen Gute zuſtehenden Gemeingebrauches gedenkt, ſo kann 
man doch das Privatrecht nicht mehr als Grundlage dieſes Gemein- 
gebrauches anſehen, da dieſer einem öffentlichen Intereſſe zu dienen 
beſtimmt iſt. Hieraus folgt demnach, daß auch die Frage, ob die Adap— 
tirung einer Straße für eine Tramwayaulage dem Zwecke, welchem die 
Straße gewidmet iſt, entſpricht, nicht nach privatrechtlichen Grundſätzen 
entſchieden werden kann. Zur Löſung diefer Frage durfte aber das 
Gericht um ſo weniger angerufen werden, als es ſich bei der vorliegenden 
Angelegenheit dem Weſen nach um die Austragung eines Conflictes 
handelt, in welchem die klagende Gemeinde nicht als Träger eines 
Vermögensrechtes, ſondern als Verwalter einer öffentlichen Straße der 
Staatsverwaltung gegenüberſteht. Das Gericht iſt aber offenbar nicht 
zuſtändig, zu unterſuchen, ob und inwieweit autonome oder Staatliche 
Organe befugt find, darüber zu entſcheiden, was mit dem Gemein— 
gebrauche an einer Gemeindeſtraße vereinbart iſt. Im vorliegenden Falle 
können demnach die in dem Hofdecrete vom 15. Februar 1833, J. G. S. 
Nr. 2593, für die Abänderung übereinſtimmender Entſcheidungen feſt⸗ 
geſetzten Bedingungen nicht als vorhanden erkannt werden. Jur. Bl. 
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in Anſpruch genommenen 
Straßen bezeichnet worden ſind. Angeſichts der dispoſitiven Beſtimmungen, 
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Geſetze und Berordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für Dalmatien. 

XI. Stück. Ausgeg. am 30. Juli. — 18. Kundmachung der k. k. dal⸗ 
matiniſchen Statthalterei vom 27. Mai 1884, 3. 15.045, betreffend die Ent⸗ 
waffnung der Ortſchaft Poljica, Gemeinde Vergoraz in dem politiſchen Bezirke 
Macarsca. 

XII. Stück. Ausgeg. am 20. Auguſt. — 19. Kundmachung der k. k. dal⸗ 
matiniſchen Statthalterei vom 6. Auguſt 1884, Z. 15.233, betreffend die Eut⸗ 
waffnung der Ortſchaft Sitno, Gemeinde Spalato und der Ortſchaft Dugopolje, 
Gemeinde Cliſſa in dem politiſchen Bezirke Spalato. — 20. Kundmachung der 
k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 9. Auguſt 1884, 3. 15.188, über die 
Auflöſung der Landes⸗-Unterſtützungscommiſſion. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 1. September. — 21. Kundmachung der k. k, 
dalmatiniſchen Statthalterei vom 29. Auguſt 1884, 3. 17.336, betreffend die 
Einbringung eines Steuerzuſchlages zur Beſtreitung der Verwaltungsauslagen der 
Haudels⸗ und Gewerbekammer in Zara. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 8. September. — 22. Kundmachung der k. k. 
dalmatiniſchen Statthalteret vom 20. Auguſt 1884, Z. 16.637, betreffend die 
Entwaffnung der Ortſchaft Koprivno, Gemeinde und politiſcher Bezirk Sinj. 

Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Franz Ritter v. Staehling 
in Graz anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe in Zara Dr. Karl Ritter 
v. Cerroue anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Hof— 
rathes taxfrei verliehen. j 
: Seine Majeſtät haben den Oberfinanzräthen der niederöſterreichiſchen Finanz— 
Landesdireetion Theodor Ritter von Glanz und Theobald Demuth von Hantes- 
burg taxfrei den Titel und Charakter von Hofräthen verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Johann Lagarde und den Finanz— 
Oberinſpector Joſeph Weigt zu Oberfinauzräthen der Prager Finanz-Landes⸗ 
direction ernannt. 

Seine Majeſtät haben die k. und k. Geſandtſchafts-Attaches Nicolaus Grafen 
eu und Dr. Karl Freiherrn von Macchio zu Honorar-Legationsſeeretären 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs-Adjuucten Dr. Guſtav 
Conrad zum Seeretär der Finanzprocuratur in Klagenfurt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Caſſa-Adjuncten Alois Künſtler zum Haupt⸗ 
caſſier bei der niederöſterreichiſchen Landeshauptcaſſe ernannt. 

Der Haudelsminiſter hat den Ingenieur bei der Boft- und Telegraphen— 
direction in Brünn Gerhard Habit zum Oberpoſtverwalter in Prerau, den 
Telegraphenamts-Controlor Michael Froſchauer in Prag zum Oberpoſtcontrolor 
in Reichenberg und den Telegraphenamts-Verwalter in Budweis Karl Hauſel 
zum Oberpoſteontrolor in Pardubitz ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Bezirks-Poſtcommiſſar Joſeph Menz zum 
Poſtſecretär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Landes-Forſtinſpector Johann Rieder 
in Trient zum Forſtrathe ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Miniſterial⸗Concipiſten Alphons Frei⸗ 
herrn Weiß von Starfeufels zum Miniſterial-Viceſecretär im Ackerbaumini⸗ 
ſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den bei der Statthalterei in Zara in Dienſt⸗ 
leiſtung ſtehenden Bezirkscommiſſär Georg Rukavina von Liebſtadt zum 
Miniſterial⸗Coneipiſten im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Forſtaſſiſtenten Joſeph Laſie zum 
Forſtiuſpections⸗Adjuncten ernannt. 

Der k. k. oberſte Rechnungshof hat die Rechuungsräthe Joſeph Pechar, 
Karl Kromar und Johann Gams zu Oberrechuungsräthen, die Rechnungs⸗ 
revidenten Robert Gramaun und Arthur Suchovsky zu Rechnungsräthen und 
den Rechnungsrevidenten des Finanzminiſteriums Alois Petter zum Rechnungs⸗ 
revideuten ernannt. 


Erledigungen. 
Prov. Rechnungsführersſtelle in Moſtar in der Herzegovina mit 800 fl. 
Gehalt, 200 fl. Zulage und 200 fl. Quartiergeld, bis 20. Juli. (Amtsbl. Nr. 147.) 
Forſtaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Görz 
a 149 fl. Gehalt und der geſetzlichen Activitätszulage, bis Ende Juli. (Amtsbl. 
Nr. 148.) 
Drei Forſtelevenſtellen bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in 
Salzburg mit je 500 fl. Adjutum jährlich, bis 25. Juli. Amtsbl. Nr. 151.) 
Bezirkscommiſſärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Oberöſterreich in 
der neunten, eventuell eine Statthalterei-Coneipiſtenſtelle in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis 20. Juli. Amtsbl. Nr. 151.) 


—— ˙ 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 10 der Erkeuntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


